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„Wir möchten, dass Beihilfen innerhalb von 14 Tagen abgerechnet sind!“





Das war die parteiübergreifende klare Ansage des Unterausschusses Personal des NRW-Landtages gegenüber dem Finanzministerium. Genau so fordern es Personalräte und die Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes, seitdem sich Anträge, Anfragen, Beschwerden und Einsprüche zu Bergen auftürmen.





Das Finanzministerium wollte dem Landtag seine Meinung aufzwängen, wonach eine Bearbeitungszeit von drei bis vier Wochen normal sei. Im Unterausschuss und im Petitionsausschuss des Landtages bissen sie auf Granit. Gut, dass Personalräte und Gewerkschaften den Boden dafür vorbereitet hatten.





Die schleppende Bearbeitung ist empörend.





Die Landesregierung hat zwar eine neue Landesbehörde „Personaleinsatzmanagement“ eingerichtet, angeblich auch, um Personalengpässe besser ausgleichen zu können. Aber die zügige Bearbeitung der Beihilfeanträge bekommt sie seit über einem Jahr nicht in den Griff. Herr Finanzminister, was Sie den Beschäftigten und Pensionären zumuten, ist empörend!





Für die GdP ist das ein eklatantes Beispiel mangelnder Fürsorgepflicht. Diese Landesregierung missbraucht ihre Beschäftigten und Pensionäre als Sparschweine. Sie bleiben wochenlang auf Arztkosten sitzen. Reale Einkommensverluste im öffentlichen Dienst interessieren offenbar nicht. Da passt es, wenn gleichzeitig mit dem neuen LPVG Personalräte mundtot gemacht werden. Offensichtlich interessiert sich die Landesregierung nicht sonderlich für die Sorgen und Bedürfnisse der Menschen, die für das Land arbeiten oder gearbeitet haben.





Herr Finanzminister, handeln Sie endlich.





Der Unterausschuss Personal des Landtages hat das Finanzministerium aufgefordert, bis zu seiner nächsten Sitzung im Mai ein Konzept vorzulegen, mit dem die Bearbeitungszeiten auf zwei Wochen, plus Bank-Laufzeiten, reduziert werden.





Der Finanzminister kann sicher sein: Personalräte und die GdP im Verbund mit den anderen Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes bleiben in dieser leidigen Angelegenheit am Ball. Bis das Problem endlich gelöst ist.





Den Vertretern aller Landtagsfraktionen im Petitionsausschuss und im Unterausschuss Personal sagen wir Danke dafür, dass sie sich gegen untaugliche Erklärungsversuche und gegen die Verzögerungstaktiken des Finanzministeriums gestellt haben. Den meisten Pensionären und Beschäftigten, um deren Interessen es hier geht, tut die späte Bearbeitung ihrer Beihilfeanträge finanziell richtig weh. Damit muss Schluss sein!
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